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1. der Unternehmer die Nacherfüllung trotz Ablaufs einer angemessenen Frist
ab dem Zeitpunkt, zu dem der Verbraucher ihn über den Mangel unter-
richtet hat, nicht vorgenommen hat,

2. sich trotz der vom Unternehmer versuchten Nacherfüllung ein Mangel
zeigt,

3. der Mangel derart schwerwiegend ist, dass der sofortige Rücktritt gerecht-
fertigt ist,

4. der Unternehmer die gemäß § 439 Absatz 1 oder 2 oder § 475 Absatz 5
ordnungsgemäße Nacherfüllung verweigert hat oder

5. es nach den Umständen offensichtlich ist, dass der Unternehmer nicht gemäß
§ 439 Absatz 1 oder 2 oder § 475 Absatz 5 ordnungsgemäß nacherfüllen
wird.
(2) 1 Für einen Anspruch auf Schadensersatz wegen eines Mangels der Ware

bedarf es der in § 281 Absatz 1 bestimmten Fristsetzung in den in Absatz 1
bestimmten Fällen nicht. 2 § 281 Absatz 2 und § 440 sind nicht anzuwenden.

§ 475e Sonderbestimmungen für die Verjährung. (1) Im Fall der dauer-
haften Bereitstellung digitaler Elemente nach § 475c Absatz 1 Satz 1 verjähren
Ansprüche wegen eines Mangels an den digitalen Elementen nicht vor dem
Ablauf von zwölf Monaten nach dem Ende des Bereitstellungszeitraums.

(2) Ansprüche wegen einer Verletzung der Aktualisierungspflicht nach
§ 475b Absatz 3 oder 4 verjähren nicht vor dem Ablauf von zwölf Monaten
nach dem Ende des Zeitraums der Aktualisierungspflicht.

(3) Hat sich ein Mangel innerhalb der Verjährungsfrist gezeigt, so tritt die
Verjährung nicht vor dem Ablauf von vier Monaten nach dem Zeitpunkt ein,
in dem sich der Mangel erstmals gezeigt hat.

(4) Hat der Verbraucher zur Nacherfüllung oder zur Erfüllung von Ansprü-
chen aus einer Garantie die Ware dem Unternehmer oder auf Veranlassung des
Unternehmers einem Dritten übergeben, so tritt die Verjährung von Ansprü-
chen wegen des geltend gemachten Mangels nicht vor dem Ablauf von zwei
Monaten nach dem Zeitpunkt ein, in dem die nachgebesserte oder ersetzte
Ware dem Verbraucher übergeben wurde.

§ 476 Abweichende Vereinbarungen. (1) 1Auf eine vor Mitteilung eines
Mangels an den Unternehmer getroffene Vereinbarung, die zum Nachteil des
Verbrauchers von den §§ 433 bis 435, 437, 439 bis 441 und 443 sowie von den
Vorschriften dieses Untertitels abweicht, kann der Unternehmer sich nicht
berufen. 2Von den Anforderungen nach § 434 Absatz 3 oder § 475b Absatz 4
kann vor Mitteilung eines Mangels an den Unternehmer durch Vertrag abge-
wichen werden, wenn
1. der Verbraucher vor der Abgabe seiner Vertragserklärung eigens davon in
Kenntnis gesetzt wurde, dass ein bestimmtes Merkmal der Ware von den
objektiven Anforderungen abweicht, und

2. die Abweichung im Sinne der Nummer 1 im Vertrag ausdrücklich und
gesondert vereinbart wurde.
(2) 1Die Verjährung der in § 437 bezeichneten Ansprüche kann vor Mit-

teilung eines Mangels an den Unternehmer nicht durch Rechtsgeschäft erleich-
tert werden, wenn die Vereinbarung zu einer Verjährungsfrist ab dem gesetzli-

Einzelne Schuldverhältnisse §§ 475e, 476 BGB 1



140

chen Verjährungsbeginn von weniger als zwei Jahren, bei gebrauchten Waren
von weniger als einem Jahr führt. 2Die Vereinbarung ist nur wirksam, wenn
1. der Verbraucher vor der Abgabe seiner Vertragserklärung von der Verkür-
zung der Verjährungsfrist eigens in Kenntnis gesetzt wurde und

2. die Verkürzung der Verjährungsfrist im Vertrag ausdrücklich und gesondert
vereinbart wurde.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten unbeschadet der §§ 307 bis 309 nicht für den

Ausschluss oder die Beschränkung des Anspruchs auf Schadensersatz.
(4) Die Regelungen der Absätze 1 und 2 sind auch anzuwenden, wenn sie

durch anderweitige Gestaltungen umgangen werden.

§ 477 Beweislastumkehr. (1) 1Zeigt sich innerhalb eines Jahres seit Gefahr-
übergang ein von den Anforderungen nach § 434 oder § 475b abweichender
Zustand der Ware, so wird vermutet, dass die Ware bereits bei Gefahrübergang
mangelhaft war, es sei denn, diese Vermutung ist mit der Art der Ware oder des
mangelhaften Zustands unvereinbar. 2Beim Kauf eines lebenden Tieres gilt
diese Vermutung für einen Zeitraum von sechs Monaten seit Gefahrübergang.

(2) Ist bei Waren mit digitalen Elementen die dauerhafte Bereitstellung der
digitalen Elemente im Kaufvertrag vereinbart und zeigt sich ein von den ver-
traglichen Anforderungen nach § 434 oder § 475b abweichender Zustand der
digitalen Elemente während der Dauer der Bereitstellung oder innerhalb eines
Zeitraums von zwei Jahren seit Gefahrübergang, so wird vermutet, dass die
digitalen Elemente während der bisherigen Dauer der Bereitstellung mangel-
haft waren.

§ 478 Sonderbestimmungen für den Rückgriff des Unternehmers.
(1) Ist der letzte Vertrag in der Lieferkette ein Verbrauchsgüterkauf (§ 474),

findet § 477 in den Fällen des § 445a Absatz 1 und 2 mit der Maßgabe
Anwendung, dass die Frist mit dem Übergang der Gefahr auf den Verbraucher
beginnt.

(2) 1Auf eine vor Mitteilung eines Mangels an den Lieferanten getroffene
Vereinbarung, die zum Nachteil des Unternehmers von Absatz 1 sowie von
den §§ 433 bis 435, 437, 439 bis 443, 445a Absatz 1 und 2 sowie den §§ 445b,
475b und 475c abweicht, kann sich der Lieferant nicht berufen, wenn dem
Rückgriffsgläubiger kein gleichwertiger Ausgleich eingeräumt wird. 2 Satz 1
gilt unbeschadet des § 307 nicht für den Ausschluss oder die Beschränkung des
Anspruchs auf Schadensersatz. 3Die in Satz 1 bezeichneten Vorschriften finden
auch Anwendung, wenn sie durch anderweitige Gestaltungen umgangen wer-
den.

(3) Die Absätze 1 und 2 finden auf die Ansprüche des Lieferanten und der
übrigen Käufer in der Lieferkette gegen die jeweiligen Verkäufer entsprechende
Anwendung, wenn die Schuldner Unternehmer sind.

§ 479 Sonderbestimmungen für Garantien. (1) 1Eine Garantieerklärung
(§ 443) muss einfach und verständlich abgefasst sein. 2 Sie muss Folgendes
enthalten:
1. den Hinweis auf die gesetzlichen Rechte des Verbrauchers bei Mängeln,
darauf, dass die Inanspruchnahme dieser Rechte unentgeltlich ist sowie
darauf, dass diese Rechte durch die Garantie nicht eingeschränkt werden,

1 BGB §§ 477–479 Buch 2. Recht der Schuldverhältnisse
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2. den Namen und die Anschrift des Garantiegebers,
3. das vom Verbraucher einzuhaltende Verfahren für die Geltendmachung der
Garantie,

4. die Nennung der Ware, auf die sich die Garantie bezieht, und
5. die Bestimmungen der Garantie, insbesondere die Dauer und den räumli-
chen Geltungsbereich des Garantieschutzes.
(2) Die Garantieerklärung ist dem Verbraucher spätestens zum Zeitpunkt der

Lieferung der Ware auf einem dauerhaften Datenträger zur Verfügung zu
stellen.

(3) Hat der Hersteller gegenüber dem Verbraucher eine Haltbarkeitsgarantie
übernommen, so hat der Verbraucher gegen den Hersteller während des
Zeitraums der Garantie mindestens einen Anspruch auf Nacherfüllung gemäß
§ 439 Absatz 2, 3, 5 und 6 Satz 2 und § 475 Absatz 3 Satz 1 und Absatz 5.

(4) Die Wirksamkeit der Garantieverpflichtung wird nicht dadurch berührt,
dass eine der vorstehenden Anforderungen nicht erfüllt wird.

Untertitel 4. Tausch

§ 480 Tausch. Auf den Tausch finden die Vorschriften über den Kauf ent-
sprechende Anwendung.

Titel 2.1) Teilzeit-Wohnrechteverträge, Verträge über langfristige
Urlaubsprodukte, Vermittlungsverträge und Tauschsystemverträge

§ 481 Teilzeit-Wohnrechtevertrag. (1) 1Ein Teilzeit-Wohnrechtevertrag
ist ein Vertrag, durch den ein Unternehmer einem Verbraucher gegen Zahlung
eines Gesamtpreises das Recht verschafft oder zu verschaffen verspricht, für die
Dauer von mehr als einem Jahr ein Wohngebäude mehrfach für einen be-
stimmten oder zu bestimmenden Zeitraum zu Übernachtungszwecken zu
nutzen. 2Bei der Berechnung der Vertragsdauer sind sämtliche im Vertrag
vorgesehenen Verlängerungsmöglichkeiten zu berücksichtigen.

(2) 1Das Recht kann ein dingliches oder anderes Recht sein und insbeson-
dere auch durch eine Mitgliedschaft in einem Verein oder einen Anteil an einer
Gesellschaft eingeräumt werden. 2Das Recht kann auch darin bestehen, aus
einem Bestand von Wohngebäuden ein Wohngebäude zur Nutzung zu wählen.

(3) Einem Wohngebäude steht ein Teil eines Wohngebäudes gleich, ebenso
eine bewegliche, als Übernachtungsunterkunft gedachte Sache oder ein Teil
derselben.

§ 481a Vertrag über ein langfristiges Urlaubsprodukt. 1Ein Vertrag
über ein langfristiges Urlaubsprodukt ist ein Vertrag für die Dauer von mehr als
einem Jahr, durch den ein Unternehmer einem Verbraucher gegen Zahlung
eines Gesamtpreises das Recht verschafft oder zu verschaffen verspricht, Preis-
nachlässe oder sonstige Vergünstigungen in Bezug auf eine Unterkunft zu
erwerben. 2 § 481 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 481b Vermittlungsvertrag, Tauschsystemvertrag. (1) Ein Vermitt-
lungsvertrag ist ein Vertrag, durch den sich ein Unternehmer von einem Ver-
braucher ein Entgelt versprechen lässt für den Nachweis der Gelegenheit zum

1) Beachte hierzu auch das UnterlassungsklagenG (Zivilprozessordnung [dtv 5005] Nr. 1b).

Einzelne Schuldverhältnisse §§ 480–481b BGB 1
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Abschluss eines Vertrags oder für die Vermittlung eines Vertrags, durch den die
Rechte des Verbrauchers aus einem Teilzeit-Wohnrechtevertrag oder einem
Vertrag über ein langfristiges Urlaubsprodukt erworben oder veräußert werden
sollen.

(2) Ein Tauschsystemvertrag ist ein Vertrag, durch den sich ein Unternehmer
von einem Verbraucher ein Entgelt versprechen lässt für den Nachweis der
Gelegenheit zum Abschluss eines Vertrags oder für die Vermittlung eines Ver-
trags, durch den einzelne Rechte des Verbrauchers aus einem Teilzeit-Wohn-
rechtevertrag oder einem Vertrag über ein langfristiges Urlaubsprodukt ge-
tauscht oder auf andere Weise erworben oder veräußert werden sollen.

§ 482 Vorvertragliche Informationen, Werbung und Verbot des Ver-
kaufs als Geldanlage. (1) 1Der Unternehmer hat dem Verbraucher recht-
zeitig vor Abgabe von dessen Vertragserklärung zum Abschluss eines Teilzeit-
Wohnrechtevertrags, eines Vertrags über ein langfristiges Urlaubsprodukt, eines
Vermittlungsvertrags oder eines Tauschsystemvertrags vorvertragliche Informa-
tionen nach Artikel 242 § 1 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz-
buche1) in Textform zur Verfügung zu stellen. 2Diese müssen klar und ver-
ständlich sein.

(2) 1 In jeder Werbung für solche Verträge ist anzugeben, dass vorvertragliche
Informationen erhältlich sind und wo diese angefordert werden können. 2Der
Unternehmer hat bei der Einladung zu Werbe- oder Verkaufsveranstaltungen
deutlich auf den gewerblichen Charakter der Veranstaltung hinzuweisen. 3Dem
Verbraucher sind auf solchen Veranstaltungen die vorvertraglichen Informatio-
nen jederzeit zugänglich zu machen.

(3) Ein Teilzeit-Wohnrecht oder ein Recht aus einem Vertrag über ein lang-
fristiges Urlaubsprodukt darf nicht als Geldanlage beworben oder verkauft
werden.

§ 482a Widerrufsbelehrung. 1Der Unternehmer muss den Verbraucher
vor Vertragsschluss in Textform auf das Widerrufsrecht einschließlich der Wi-
derrufsfrist sowie auf das Anzahlungsverbot nach § 486 hinweisen. 2Der Erhalt
der entsprechenden Vertragsbestimmungen ist vom Verbraucher schriftlich zu
bestätigen. 3Die Einzelheiten sind in Artikel 242 § 2 des Einführungsgesetzes
zum Bürgerlichen Gesetzbuche1) geregelt.

§ 483 Sprache des Vertrags und der vorvertraglichen Informationen.
(1) 1Der Teilzeit-Wohnrechtevertrag, der Vertrag über ein langfristiges Ur-

laubsprodukt, der Vermittlungsvertrag oder der Tauschsystemvertrag ist in der
Amtssprache oder, wenn es dort mehrere Amtssprachen gibt, in der vom
Verbraucher gewählten Amtssprache des Mitgliedstaats der Europäischen Uni-
on oder des Vertragsstaats des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum abzufassen, in dem der Verbraucher seinen Wohnsitz hat. 2 Ist der Ver-
braucher Angehöriger eines anderen Mitgliedstaats, so kann er statt der Sprache
seines Wohnsitzstaats auch die oder eine der Amtssprachen des Staats, dem er
angehört, wählen. 3Die Sätze 1 und 2 gelten auch für die vorvertraglichen
Informationen und für die Widerrufsbelehrung.

1) Nr. 2.

1 BGB §§ 482–483 Buch 2. Recht der Schuldverhältnisse



143

(2) Ist der Vertrag von einem deutschen Notar zu beurkunden, so gelten die
§§ 5 und 16 des Beurkundungsgesetzes1) mit der Maßgabe, dass dem Ver-
braucher eine beglaubigte Übersetzung des Vertrags in der von ihm nach
Absatz 1 gewählten Sprache auszuhändigen ist.

(3) Verträge, die Absatz 1 Satz 1 und 2 oder Absatz 2 nicht entsprechen, sind
nichtig.

§ 484 Form und Inhalt des Vertrags. (1) Der Teilzeit-Wohnrechtevertrag,
der Vertrag über ein langfristiges Urlaubsprodukt, der Vermittlungsvertrag oder
der Tauschsystemvertrag bedarf der schriftlichen Form, soweit nicht in anderen
Vorschriften eine strengere Form vorgeschrieben ist.

(2) 1Die dem Verbraucher nach § 482 Absatz 1 zur Verfügung gestellten
vorvertraglichen Informationen werden Inhalt des Vertrags, soweit sie nicht
einvernehmlich oder einseitig durch den Unternehmer geändert wurden. 2Der
Unternehmer darf die vorvertraglichen Informationen nur einseitig ändern, um
sie an Veränderungen anzupassen, die durch höhere Gewalt verursacht wurden.
3Die Änderungen nach Satz 1 müssen dem Verbraucher vor Abschluss des
Vertrags in Textform mitgeteilt werden. 4Sie werden nur wirksam, wenn sie in
die Vertragsdokumente mit dem Hinweis aufgenommen werden, dass sie von
den nach § 482 Absatz 1 zur Verfügung gestellten vorvertraglichen Informatio-
nen abweichen. 5 In die Vertragsdokumente sind aufzunehmen:
1. die vorvertraglichen Informationen nach § 482 Absatz 1 unbeschadet ihrer
Geltung nach Satz 1,

2. die Namen und ladungsfähigen Anschriften beider Parteien sowie
3. Datum und Ort der Abgabe der darin enthaltenen Vertragserklärungen.

(3) 1Der Unternehmer hat dem Verbraucher die Vertragsurkunde oder eine
Abschrift des Vertrags zu überlassen. 2Bei einem Teilzeit-Wohnrechtevertrag
hat er, wenn die Vertragssprache und die Amtssprache des Mitgliedstaats der
Europäischen Union oder des Vertragsstaats des Abkommens über den Europä-
ischen Wirtschaftsraum, in dem sich das Wohngebäude befindet, verschieden
sind, eine beglaubigte Übersetzung des Vertrags in einer Amtssprache des Staats
beizufügen, in dem sich das Wohngebäude befindet. 3Die Pflicht zur Beifügung
einer beglaubigten Übersetzung entfällt, wenn sich der Teilzeit-Wohnrechte-
vertrag auf einen Bestand von Wohngebäuden bezieht, die sich in verschiede-
nen Staaten befinden.

§ 485 Widerrufsrecht. Dem Verbraucher steht bei einem Teilzeit-Wohn-
rechtevertrag, einem Vertrag über ein langfristiges Urlaubsprodukt, einem Ver-
mittlungsvertrag oder einem Tauschsystemvertrag ein Widerrufsrecht nach
§ 355 zu.

§ 485a (aufgehoben)

§ 486 Anzahlungsverbot. (1) Der Unternehmer darf Zahlungen des Ver-
brauchers vor Ablauf der Widerrufsfrist nicht fordern oder annehmen.

(2) Es dürfen keine Zahlungen des Verbrauchers im Zusammenhang mit
einem Vermittlungsvertrag gefordert oder angenommen werden, bis der Unter-

1) Nr. 6.

Einzelne Schuldverhältnisse §§ 484–486 BGB 1
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nehmer seine Pflichten aus dem Vermittlungsvertrag erfüllt hat oder diese Ver-
tragsbeziehung beendet ist.

§ 486a Besondere Vorschriften für Verträge über langfristige Ur-
laubsprodukte. (1) 1Bei einem Vertrag über ein langfristiges Urlaubsprodukt
enthält das in Artikel 242 § 1 Absatz 2 des Einführungsgesetzes zum Bürgerli-
chen Gesetzbuche1) bezeichnete Formblatt einen Ratenzahlungsplan. 2Der
Unternehmer darf von den dort genannten Zahlungsmodalitäten nicht abwei-
chen. 3Er darf den laut Formblatt fälligen jährlichen Teilbetrag vom Verbrau-
cher nur fordern oder annehmen, wenn er den Verbraucher zuvor in Textform
zur Zahlung dieses Teilbetrags aufgefordert hat. 4Die Zahlungsaufforderung
muss dem Verbraucher mindestens zwei Wochen vor Fälligkeit des jährlichen
Teilbetrags zugehen.

(2) Ab dem Zeitpunkt, der nach Absatz 1 für die Zahlung des zweiten
Teilbetrags vorgesehen ist, kann der Verbraucher den Vertrag innerhalb von
zwei Wochen ab Zugang der Zahlungsaufforderung zum Fälligkeitstermin
gemäß Absatz 1 kündigen.

§ 487 Abweichende Vereinbarungen. 1Von den Vorschriften dieses Titels
darf nicht zum Nachteil des Verbrauchers abgewichen werden. 2Die Vorschrif-
ten dieses Titels finden, soweit nicht ein anderes bestimmt ist, auch Anwen-
dung, wenn sie durch anderweitige Gestaltungen umgangen werden.

Titel 3. Darlehensvertrag; Finanzierungshilfen und
Ratenlieferungsverträge zwischen einem Unternehmer und einem

Verbraucher2)

Untertitel 1. Darlehensvertrag
Kapitel 1. Allgemeine Vorschriften

§ 488 Vertragstypische Pflichten beim Darlehensvertrag. (1) 1Durch
den Darlehensvertrag wird der Darlehensgeber verpflichtet, dem Darlehens-
nehmer einen Geldbetrag in der vereinbarten Höhe zur Verfügung zu stellen.
2Der Darlehensnehmer ist verpflichtet, einen geschuldeten Zins zu zahlen und
bei Fälligkeit das zur Verfügung gestellte Darlehen zurückzuzahlen.

(2) Die vereinbarten Zinsen sind, soweit nicht ein anderes bestimmt ist, nach
dem Ablauf je eines Jahres und, wenn das Darlehen vor dem Ablauf eines Jahres
zurückzuzahlen ist, bei der Rückzahlung zu entrichten.

(3) 1 Ist für die Rückzahlung des Darlehens eine Zeit nicht bestimmt, so
hängt die Fälligkeit davon ab, dass der Darlehensgeber oder der Darlehens-
nehmer kündigt. 2Die Kündigungsfrist beträgt drei Monate. 3 Sind Zinsen nicht
geschuldet, so ist der Darlehensnehmer auch ohne Kündigung zur Rückzah-
lung berechtigt.

1) Nr. 2.
2) Amtl. Anm.: Dieser Titel dient der Umsetzung der Richtlinie 87/102/EWG des Rates zur

Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über den Verbraucher-
kredit (ABl. EG Nr. L 42 S. 48), zuletzt geändert durch die Richtlinie 98/7/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 16. Februar 1998 zur Änderung der Richtlinie 87/102/EWG zur
Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über den Verbraucher-
kredit (ABl. EG Nr. L 101 S. 17).

1 BGB §§ 486a–488 Buch 2. Recht der Schuldverhältnisse
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§ 489 Ordentliches Kündigungsrecht des Darlehensnehmers.
(1) Der Darlehensnehmer kann einen Darlehensvertrag mit gebundenem

Sollzinssatz ganz oder teilweise kündigen,
1. wenn die Sollzinsbindung vor der für die Rückzahlung bestimmten Zeit
endet und keine neue Vereinbarung über den Sollzinssatz getroffen ist, unter
Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat frühestens für den Ab-
lauf des Tages, an dem die Sollzinsbindung endet; ist eine Anpassung des
Sollzinssatzes in bestimmten Zeiträumen bis zu einem Jahr vereinbart, so
kann der Darlehensnehmer jeweils nur für den Ablauf des Tages, an dem die
Sollzinsbindung endet, kündigen;

2. in jedem Fall nach Ablauf von zehn Jahren nach dem vollständigen Empfang
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs Monaten; wird nach dem
Empfang des Darlehens eine neue Vereinbarung über die Zeit der Rück-
zahlung oder den Sollzinssatz getroffen, so tritt der Zeitpunkt dieser Ver-
einbarung an die Stelle des Zeitpunkts des Empfangs.
(2) Der Darlehensnehmer kann einen Darlehensvertrag mit veränderlichem

Zinssatz jederzeit unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Monaten
kündigen.

(3) Eine Kündigung des Darlehensnehmers gilt als nicht erfolgt, wenn er den
geschuldeten Betrag nicht binnen zwei Wochen nach Wirksamwerden der
Kündigung zurückzahlt.

(4) 1Das Kündigungsrecht des Darlehensnehmers nach den Absätzen 1 und 2
kann nicht durch Vertrag ausgeschlossen oder erschwert werden. 2Dies gilt
nicht bei Darlehen an den Bund, ein Sondervermögen des Bundes, ein Land,
eine Gemeinde, einen Gemeindeverband, die Europäischen Gemeinschaften
oder ausländische Gebietskörperschaften.

(5) 1 Sollzinssatz ist der gebundene oder veränderliche periodische Prozent-
satz, der pro Jahr auf das in Anspruch genommene Darlehen angewendet wird.
2Der Sollzinssatz ist gebunden, wenn für die gesamte Vertragslaufzeit ein Soll-
zinssatz oder mehrere Sollzinssätze vereinbart sind, die als feststehende Prozent-
zahl ausgedrückt werden. 3 Ist für die gesamte Vertragslaufzeit keine Sollzins-
bindung vereinbart, gilt der Sollzinssatz nur für diejenigen Zeiträume als
gebunden, für die er durch eine feste Prozentzahl bestimmt ist.

§ 490 Außerordentliches Kündigungsrecht. (1) Wenn in den Ver-
mögensverhältnissen des Darlehensnehmers oder in der Werthaltigkeit einer für
das Darlehen gestellten Sicherheit eine wesentliche Verschlechterung eintritt
oder einzutreten droht, durch die die Rückzahlung des Darlehens, auch unter
Verwertung der Sicherheit, gefährdet wird, kann der Darlehensgeber den
Darlehensvertrag vor Auszahlung des Darlehens im Zweifel stets, nach Aus-
zahlung nur in der Regel fristlos kündigen.

(2) 1Der Darlehensnehmer kann einen Darlehensvertrag, bei dem der Soll-
zinssatz gebunden und das Darlehen durch ein Grund- oder Schiffspfandrecht
gesichert ist, unter Einhaltung der Fristen des § 488 Abs. 3 Satz 2 vorzeitig
kündigen, wenn seine berechtigten Interessen dies gebieten und seit dem voll-
ständigen Empfang des Darlehens sechs Monate abgelaufen sind. 2Ein solches
Interesse liegt insbesondere vor, wenn der Darlehensnehmer ein Bedürfnis nach
einer anderweitigen Verwertung der zur Sicherung des Darlehens beliehenen
Sache hat. 3Der Darlehensnehmer hat dem Darlehensgeber denjenigen Scha-

Einzelne Schuldverhältnisse §§ 489, 490 BGB 1
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den zu ersetzen, der diesem aus der vorzeitigen Kündigung entsteht (Vorfällig-
keitsentschädigung).

(3) Die Vorschriften der §§ 313 und 314 bleiben unberührt.

Kapitel 2. Besondere Vorschriften für Verbraucherdarlehensverträge

§ 4911) 2) Verbraucherdarlehensvertrag. (1) 1Die Vorschriften dieses Kapi-
tels gelten für Verbraucherdarlehensverträge, soweit nichts anderes bestimmt ist.
2Verbraucherdarlehensverträge sind Allgemein-Verbraucherdarlehensverträge
und Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträge.

(2) 1Allgemein-Verbraucherdarlehensverträge sind entgeltliche Darlehens-
verträge zwischen einem Unternehmer als Darlehensgeber und einem Ver-
braucher als Darlehensnehmer. 2Keine Allgemein-Verbraucherdarlehensverträ-
ge sind Verträge,
1. bei denen der Nettodarlehensbetrag (Artikel 247 § 3 Abs. 2 des Einführungs-
gesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche3)) weniger als 200 Euro beträgt,

2. bei denen sich die Haftung des Darlehensnehmers auf eine dem Darlehens-
geber zum Pfand übergebene Sache beschränkt,

3. bei denen der Darlehensnehmer das Darlehen binnen drei Monaten zurück-
zuzahlen hat und nur geringe Kosten vereinbart sind,

4. die von Arbeitgebern mit ihren Arbeitnehmern als Nebenleistung zum
Arbeitsvertrag zu einem niedrigeren als dem marktüblichen effektiven Jahres-
zins (§ 16 der Preisangabenverordnung) abgeschlossen werden und anderen
Personen nicht angeboten werden,

5. die nur mit einem begrenzten Personenkreis auf Grund von Rechtsvorschrif-
ten in öffentlichem Interesse abgeschlossen werden, wenn im Vertrag für den
Darlehensnehmer günstigere als marktübliche Bedingungen und höchstens
der marktübliche Sollzinssatz vereinbart sind,

6. bei denen es sich um Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträge oder Immo-
bilienverzehrkreditverträge gemäß Absatz 3 handelt.

(3) 1 Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträge sind entgeltliche Darlehens-
verträge zwischen einem Unternehmer als Darlehensgeber und einem Ver-
braucher als Darlehensnehmer, die
1. durch ein Grundpfandrecht oder eine Reallast besichert sind oder
2. für den Erwerb oder die Erhaltung des Eigentumsrechts an Grundstücken, an
bestehenden oder zu errichtenden Gebäuden oder für den Erwerb oder die
Erhaltung von grundstücksgleichen Rechten bestimmt sind.

2Keine Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträge sind Verträge gemäß Absatz 2
Satz 2 Nummer 4. 3Auf Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträge gemäß Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 5 ist nur § 491a Absatz 4 anwendbar. 4Keine Immobili-
ar-Verbraucherdarlehensverträge sind Immobilienverzehrkreditverträge, bei de-
nen der Kreditgeber
1. pauschale oder regelmäßige Zahlungen leistet oder andere Formen der
Kreditauszahlung vornimmt und im Gegenzug nur einen Betrag aus dem

1) Beachte hierzu auch das UnterlassungsklagenG (Zivilprozessordnung [dtv 5005] Nr. 1b).
2) Beachte hierzu Überleitungsvorschrift in Art. 229 § 9 EGBGB (Nr. 2).
3) Nr. 2.

1 BGB § 491 Buch 2. Recht der Schuldverhältnisse


